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Ein Trost: Ihre Bücher bleiben

Zu »Und außerdem ist Sommer ...«,
7.8., S. 15
Der Tod der großen Elfriede Brü-
ning macht mich sehr traurig. Ge-
rade noch hatte ich ihren Reporta-
geband »Kinder ohne Eltern« –
1968 im Mitteldeutschen Verlag
erschienen und 2013 im Verlag Am
Park wieder aufgelegt – in der
Hand. Brüning griff mit den Ge-
schichten von Herzenswärme und
Herzenskälte ein Tabuthema der
60er Jahre in der DDR auf. Kinder,
die auf der Schattenseite der Ge-
sellschaft lebten, nie Elternliebe
kennenlernten.
Brüning rief auf zum Mittun und

regte an zum Nachdenken, gab
Menschen eine öffentliche Stimme,
die ihnen sonst nicht ermöglicht
werden würde. So wie sie es in ge-
nialer Weise immer tat. Sie regte
an, berührte, regte auf, ermutigte,
mischte sich ein und griff zu allen
Zeiten in gesellschaftliche Debatten
ein. So thematisierte sie erneut in
den 1990er Jahren Kinderheime
mit »Kinder im Kreidekreis« und
Nachwendeschicksale in »Jeder
lebt für sich allein«. Ich werde El-
friede Brüning sehr vermissen. Ein
Trost: Ihre Bücher bleiben.
Hans-Jürgen Schwebke, Berlin

Ohne Begleitservice wäre ich
aufgeschmissen

Zu »VBB-Begleitern droht das Aus«,
4.8., S. 11
Als allein wohnende Rollstuhlfah-
rerin war ich sehr erleichtert, als
vor Jahren der VBB-Begleitservice
eingerichtet wurde. Seither nehme
ich ihn oft und gern in Anspruch,
wenn ich zu Ärzten oder Dienst-
stellen muss und dabei sonst, auf
mich allein gestellt, unüberwind-
bare Hindernisse vor mir habe. Die
Mitarbeiter des Begleitservices ha-
ben mich bisher nie enttäuscht. Sie
sind freundlich, pünktlich zur Stel-
le und viele von ihnen aufge-
schlossene Gesprächspartner.

Sollte dieser Begleitservice, aus
welchen Gründen auch immer, re-
duziert oder ganz und gar einge-
stellt werden, wäre das für mich
und die vielen anderen Nutzer ein
herber Verlust an Lebensqualität
und eine tiefe Enttäuschung über
die Sozialpolitik in Berlin, auch den
Begleitern gegenüber, die mit ihren
Leistungen eine Lücke in der Sozi-
alpolitik schließen.
Ein herzliches Dankeschön an die

Mitarbeiter des VBB-Begleitservices
für ihre umsichtige Hilfe.
Anke Mechler, Berlin

Meine Achtung gilt den
kritisierenden Pfarrern

Zu »Gauck antwortet empörten
Ost-Pfarrern«, 2.8., S. 1
Gauck weiß doch genauso wie der
ehemalige Bundespräsident Horst
Köhler, dass diese militärischen
Auslandseinsätze den Interessen,
insbesondere den wirtschaftlichen,
der deutschen Politik dienen.
Meine Achtung gehört den 67

ostdeutschen Pfarrern, die in einem
Protestbrief Gaucks Abkehr von den
christlichen Friedensidealen kriti-
sieren.
Margot Rößiger, Calau

Mehr zum Nachdenken

Zu »Sturmvögel des Krieges«,
6.8., S. 4
Ein Zitat im Beitrag von Gerhard
Armanski ist unbedingt beachtens-
wert: Marcus Tullius Cicero (106-
43 vor Chr.): »Den ungerechten
Frieden finde ich immer noch bes-
ser als den gerechten Krieg.«
So alt ist diese Einsicht, sie kann

aber nicht oft genug wiederholt
werden. Bitte, bringt noch viele
solche Zitate, die zum Nachdenken
anregen.
Peter Hoffmann, Nassenheide

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Das Urteil von Phnom Penh
Detlef D. Pries zum Prozess gegen die Anführer des Pol-Pot-Regimes

Sehr lange währte der Streit über die Einrichtung des Tribunals gegen die
Führer des Pol-Pot-Regimes, das den Tod von zwei Millionen Menschen in
Kambodscha zu verantworten hat. Beschlossen wurde schließlich, nur die
Zeit zwischen dem 17. April 1975 und dem 9. Januar 1979 zu verhandeln,
ohne Vor- und Nachgeschichte. Dennoch grub das Gericht während des
Verfahrens gegen Nuon Chea und Khieu Samphan tief in den Wurzeln der
kommunistischen Bewegung Indochinas, deren schwächster Zweig stets
der kambodschanische war. Und wohl auch geblieben wäre, hätten die
USA das Land nicht in ihren Vietnam-Krieg gezerrt und 1970 in Phnom
Penh nicht dem hörigen Marschall Lon Nol in den Sattel geholfen. Der ge-
stürzte Staatschef Norodom Sihanouk rief seine Khmer darauf zum Wider-
stand in den Dschungel, wodurch die wenigen »Roten« dort unerwarteten
Zulauf erfuhren – und 1975 die Macht eroberten. Nichts kann die Verbre-
chen der »Brüder« Pol Pots rechtfertigen, die ihre Menschenverachtung
und ihren dumpfen Nationalismus mit unverstandenen kommunistischen
Lehrsätzen verbrämten. Nuon Chea und Khieu Samphan wurden zu Recht
mit der höchstmöglichen Strafe belegt. Zum »Nürnberg des Kommunis-
mus«, wie oft beschrieben, taugte der Prozess in Phnom Penh indes nicht.
Geschichte, zeigt sich erneut, ist nicht per Justizurteil zu schreiben.

Knapp vorbei
Uwe Kalbe über einige Verteidiger des Schützenkönigs von Werl

Was immer Menschen in die Arme von Schützenvereinen treibt – es kann
tiefe Wunden hinterlassen. Dann nämlich, wenn das Bedürfnis nach Nähe so
schmählich enttäuscht wird wie im Fall des muslimischen Schützenkönigs im
Westfälischen, der den Vogel abschoss und trotzdem kein echter Schützen-
könig wird. Weil er kein Christ ist, wie es das Vereinsreglement verlangt.
Das regt nun alle möglichen Integrationsbuchstabierer mächtig auf. Der

Verein solle rasch seine Paragrafen auf Vordermann bringen und an religiö-
ser Toleranz ausrichten. Doch ist es nicht ein bisschen viel verlangt für einen
religiös orientierten Verein, seine Satzung für Andersgläubige zu öffnen? Viel
weniger nachvollziehbar ist: Was verleitet Christen unter ausdrücklichem
Hinweis auf ihre Religion, den finalen Schuss zu üben und zu feiern? Und
was einen Muslim, in ausgerechnet einen solchen Verein einzutreten? Wahr-
scheinlich ist es das Bedürfnis nach Zugehörigkeit. Der 33-Jährige sei ein
Beispiel gelungener Integration, heißt es in dem Zusammenhang. Was nun
wieder ein typisches Licht auf eine typisch deutsche Debatte wirft. Wer die-
sen Mann für seine Integration lobt, der hier geboren und in den dörflichen
Strukturen so tief verwurzelt ist, dass bisher niemand in seiner Religion ein
Problem sah, redet selbst einen Unterschied herbei, der gar nicht existiert.
Dieser Unterschied erst ist es, der den Schützenkönig kränken sollte.

MH17 und fehlende Antworten
René Heilig moniert zu großen Langmut der Ermittler

Die Niederlande haben die Suche nach weiteren Opfern des über der Ost-
ukraine abgestürzten Fluges MH17 gestoppt. Vor Ort sei es zu gefährlich,
sagte Ministerpräsident Mark Rutte. Klar, dort tobt Krieg, man muss dem
Tod nicht noch mehr Opfer zutreiben. Ohnehin ist da nicht mehr viel Au-
thentisches zu holen. Doch kann das ein Grund dafür sein, dass wir drei
Wochen nach dem Absturz der malaysische Boeing noch immer nicht viel
mehr wissen als in den Tagen unmittelbar nach der Katastrophe?
Positiv ist, dass den widerstreitenden Partnern an und fern der ukrai-

nisch-russischen Grenze offenbar das Material ausgeht, mit dem sich neue
Spekulationen absichtsvoll in die Welt setzen lassen. Doch warum tauscht
man weltweit wabernde Gerüchte nicht endlich gegen Fakten? Egal, ob sie
zu den Mördern der 298 Passagiere führen oder nicht. Seit dem Absturz
hält der ukrainische Geheimdienst die Daten der Flugsicherung unter Ver-
schluss. Die USA haben noch nicht einen ihrer Abschussbelege vorgelegt.
Moskau will das Thema nicht hochkochen und die NATO tut, als wären ih-
re Aufklärer nie in der Gegend gewesen. Seit 17 Tagen sind die Flugschrei-
ber im britischen Farnborough, fast so lange arbeiten Rechtsmediziner bei
Eindhoven. Richtig, die Recherchen müssen ohne Druck gründlich und po-
litisch unabhängig geführt werden. Doch auch so transparent wie möglich.

KOLUMNE

Bloß ein Randthema
Wolfgang Storz über reiche Griechen, EU-Skepsis und eine Realität, die wie eine erfundene Geschichte klingt

Kleine Meldungen haben es oft in
sich, siehe »Frankfurter Allgemeine
Zeitung«, letzten Montag, Seite 18,
rechts unten, etwa 15 Zeilen zu
»Griechische Steuerämter prüfen« –
Mannomann, den dortigen Steuer-
kriminellen soll jetzt Dampf ge-
macht werden, großangelegte Kon-
tenüberprüfungen, sechs Steuerbe-
amte werden dazu abgestellt, allein
dafür, vermutlich ganztägig. Soll
nach griechischen Angaben etwa 15
Jahre dauern, der Vermögenden-
Konten-Abgleich. Kein Scherz.
Da fällt es auch dem sehr euro-

pageneigten Laien sehr schwer,
nicht zum verlässlichen Anti-EU-
Parteigänger zu werden. Natürlich
findet jede und jeder immer irgend-
etwas, an dem herumgemeckert
werden kann. Dann antworten die
professionellen EU-Parteigänger aus
Regierungen, Parlamenten, Parteien
und Medien, aber schau doch, das
läuft doch gut, hier gibt es einen
Fortschritt, dort noch einen ... Und
nur weil etwas schiefläuft, kannst du
doch nicht zum EU-Gegner werden,
gibt es doch zu Europa mit seinem
Frieden doch gar keine Alternative –
Achtung: Sachzwang-Argument! –
und die Rückkehr zum National-
staat, das ist doch 19. Jahrhundert
und keine blühende Zukunft. Alles
richtig, nur ...
Was helfen diese Beteuerungen

gegen die beim Laien aufkeimende
EU-skeptische Gemütslage, die von
dieser miesen Praxis herrührt: Seit
Jahren werden mit einer Stand-
Pipeline Steuergeld-Milliarden in
Form von Bürgschaften, Krediten
und verlorenen Zuschüssen nach
Athen transferiert. Ein Ende ist nicht
abzusehen: Wie viel noch, kommt
jemals was zurück? Nun hat der eu-
ropafreundliche Laie inzwischen
gelernt, dass mit diesem Geld weit-
gehend nur die Zinsen an die Deut-

sche Bank und andere oder an den
deutschen Staat bezahlt werden.
Der gemeine Grieche hat nichts da-
von – er lebt und vegetiert in einem
nach und nach zerfallenden Staat.
Übrigens: Trefflicher als die »Al-

ternative für Deutschland« hat in
den vergangenen Wahlkämpfen
keine Partei diesen Sachverhalt
(Plakattext: »Die Griechen leiden –
die Deutschen zahlen – die Banken
kassieren«) auf den Punkt gebracht.
Warum wundern wir uns eigentlich
noch über deren (gelegentliche)
Wahlerfolge?

Das kommt hinzu: Seit dem offi-
ziellen »Ausbrechen« der Griechen-
land-Krise um die Jahreswende der
Jahre 2009/2010 wird in zahllosen
Politikerreden beklagt und beteuert,
in Griechenland würden keine
Steuern erhoben, das müsse sich
ändern. Verändert hat sich bisher
nichts. Die Superreichen, Reichen
und Wohlhabenden zahlen unver-
ändert wenig bis nichts – der Grie-
chenland-Kenner Niels Kadritzke
schildert das Hunderte-Milliarden-
Drama fortlaufend verlässlich auf
Euro und Cent –, während die Pipe-
line sprudelt.

Was kann der europafreundliche
Laie – damit er nicht völlig verzwei-
felt – in Anbetracht dieser griechi-
schen Verhältnisse von den profes-
sionellen EUlern in Parlamenten
und Regierungen verlangen? Min-
destens doch das: Jede Hilfe wird
rigoros ausgesetzt, bis in Griechen-
land die Superreichen, Reichen und
Wohlhabenden Steuern bezahlen.
Geld, das in das Land investiert
werden kann. Also eine klare Kon-
ditionierung. Um exemplarisch eine
Auseinandersetzung mit der Klasse
der EU-Reichen am Beispiel Grie-
chenland zu führen. Und diese For-
derung wird in den Mittelpunkt öf-
fentlicher Auseinandersetzungen
gestellt: Druck aufbauen, nennt man
das.
Aber nicht einmal das Letztere

passiert. Warum nicht? Weil die ei-
nen vermutlich nicht wollen – im-
merhin ist der neue Präsident der
EU-Kommission ehemaliger Reprä-
sentant einer florierenden Steuer-
oase. Weil andere vielleicht denken,
das gehöre sich nicht, die gebeutelte
griechische Politik so unter Druck zu
setzen, könnte ja anti-griechisch
klingen.
Wollte man diese Geschichte ir-

gendjemanden erzählen, der nichts
weiß, dem müsste man erzählen:
Ein Land ist in Not. Es wird seit ei-
nem halben Jahrzehnt versucht,
diesem Land mit den Steuergeldern
der Bürger anderer Staaten zu hel-
fen. Alle Reichtümer und Wohlha-
benden in dem hilfsbedürftigen
Land selbst werden jedoch bis heute
fast nicht besteuert.
Fragte man dann diesen unbe-

schwerten Irgendjemand: Was sagst
du dazu? Was würde der sagen?
Vielleicht: Die Geschichte ist erfun-
den, glaube ich nicht. Vielleicht
auch: So blöd wie diese Helfer kann
doch keiner sein.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Ein Salafist aus
Sachsen
Von Fabian Lambeck

Wenn die deutschen Behörden
nach einem jungen »Extremisten«
fahnden, der Silvio K. heißt und
aus Mittelsachsen stammt, dann
kann es sich nur um einen mili-
tantenNeonazi handeln.Dochweit
gefehlt! Silvio K. ist kein Rechts-
extremist. Der 27-Jährige trägt ei-
nen langen Bart, exotische Ge-
wänder und ist seit Jahren Ange-
höriger der bizarren Subkultur der
Salafisten. Die »Westdeutsche All-
gemeine« nennt ihn gar »das deut-
sche Gesicht der Terrorgruppe
ISIS«, die derzeit in Syrien und Irak
ihr Unwesen treibt. Nach Recher-
chen der WAZ gehörte K. zum Um-
feld des 2012 verbotenen Vereins
»Millatu Ibrahim«, der in Solingen
eine Moschee betrieb, in der ein
radikaler Dschihad gepredigt wur-
de. Zudem kannte er den Frank-
furter Flughafenattentäter Arid U.
Die Bluttat bewirkte kein Umden-
ken bei dem schlaksigen Sachsen.
Im Gegenteil: Silvio K. hat sich

in den Nahen Osten abgesetzt und
betreibt Öffentlichkeitsarbeit für
die Islamisten. Obwohl die Sala-
fisten ein Kalifat errichten wollen,
das ideologisch in der Spätantike
verhaftet ist, nutzt Silvio K. mo-
derne Kommunikationskanäle, um
die Botschaften der ISIS in alle
Welt zu tragen. Er setzt regelmä-
ßig Twitter-Tweeds ab und tritt in
Videos auf, die sich Interessierte
auf Online-Plattformen anschauen
können. Doch er kann es auch

klassisch: In einem wirren Schrei-
ben kündigt K. nun Terrorangriffe
auf den Atomwaffenstützpunkt
Büchel und seinen ehemaligen
Nachbarn in Solingen an. Offen-
bar schieden die beiden im Streit.
In seiner alten Wohnung fand sich
im Dezember auch ein Aufruf zu
einem Anschlag auf die Kanzlerin.
PR-Profis wissen: Klappern gehört
zum Geschäft. Trotzdem macht
man sich beim Bundesverfas-
sungsschutz sorgen. Über 400
deutsche Salafisten sollen nach
Syrien gereist sein. Radikalisierte
Rückkehrer könnten zum Sicher-
heitsproblem werden, fürchten die
Beamten. Schließlich seien sie
kampferprobt. Doch offenbar
macht sich die ISIS nicht die Mü-
he, die jungen Männer auszubil-
den. Stattdessen verheizt man die
deutschen Glaubensbrüder be-
vorzugt bei Selbstmordattentaten.

Silvio K. will die Kanzlerin und
seinen Ex-Nachbarn umbringen.
Screenshot: Al Hayat
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